
2) 3. Dezember 1929 (VII 257/59. 29) (RGZ. 128,&apos;&apos;S. 165)

Sperrgesetz vom 6. Juli Ig29,- Recht auf den&apos;g
Richter. - Gleichheit vor dem Gesetz - Enteignung - Art.

105, 109, 153. RVerf.

i. Welches Gericht oder-welche sonstige Stelle über gewisse Ansprüche
zu entscheiden hat, und ob für&apos;Sie überhaupt ein Rechtsweg eröffnet ist,
kann jederzeit durch einfaches Gesetz besUMmt werden.

2. Es kann nicht als ein Verstoß gegen Art 105 Satz 2, RVerf. ange-
sehen werden, wenn - Jür gewisse anhängige oder- demnächst anhängig
werdende Rechtsstreitigkeiten nicht der Rechtsweg verschlossen, sondern

nur dm prozeßrechtliche Maßnahme einer Aussetzung auf bestimmte

kurze Zeit angeordnet wird. Erforderlich ist dabei nur, daß die Anordnung
emen generellen, nicht speziellen Inhalt hat. Die Entscheidung, ob ein

unstatthafter Spezialeingriff,oder eine zulässige generelle Regelung vorliegt,
hängt nicht von der größeren oder geringeren Zahl -der unterdie Vorschrift
fallenden Rechtsverhältnisse, sondern nur davon ab, ob diese Rechts-

verk4Itnisse in der Vorschrift einzeln und individuell, oder in allgemeiner
,Weise nach Gattungsmerkmalen bezeichnet sind.

3. Dem Grundsatz der Gleichheit aller Deutschen vor dem Gesetz

kann man nur die Bedeutung beilegen, daß das Gesetz solche Tatbesiände

gleich zu behandeln hat, die ungleich, zu behandeln Willkür, durch keinen

auf vernünftigen Erwagungen beruhenden Grund zu rechtfertigen wäre.

4. Eine Enteignung durch Gesetz liegt nur dann vor, wenn das Gesetz

ein&apos;en Einzeleingriff in bestehende,Rechte, nicht dagegen, wenn es eine

allgemeine Neuregelung ihres Inhaltes vornimmt.
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